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mokratie und Frieden. 
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29. Juni 2009 

Ordentliche Bundesdelegier-
tenkonferenz, 8.-10. Mai 2009 

Ordentlicher Bundesparteitag 
15.-17. Mai 2009 

Bundestagswahlparteitag 
20./21. Juni 2009 

 

       
 
Tarifpolitik 

 
Für Leiharbeitnehmer soll der 
Grundsatz Equal-Pay uneinge-
schränkt gelten. Arbeitnehmer-
entsende- und Mindestarbeits-
bedingungsgesetz sollen wei-
tergeführt werden.  
Allgemeinverbindlichkeitserklä-
rungen sollen ausgeweitet wer-
den und Mindestarbeitsbedin-
gungen sollen dort, wo die Sozi-
alpartner nicht in der Lage dazu 
sind, vorangetrieben werden.  
Langzeitkonten mit ihren Mög-
lichkeiten für einen früheren 
Ausstieg sowie Weiterbildung, 
Kindererziehung oder Pflege 
von Angehörigen auch in der 
Kombination mit Teilzeitarbeit 
sollen weiterentwickelt werden. 
Die SPD hat das DGB-Motto 
„Gute Arbeit“ in ihr Programm 
aufgenommen und beschrieben. 
Dies betrifft humane Arbeitsbe-
dingungen, Arbeitszeiten, Per-
sonalentwicklung, Gesund-
heitsmanagement usw. In allen 
genannten Punkten sollen den 
Tarif- und Betriebsparteien mehr 
Spielraum gegeben werden.  

 
Arbeitnehmerentsendegesetz 
und Mindestarbeitsbedin-
gungsgesetz sollen beibehal-
ten aber nicht ausgebaut wer-
den.  
Sie sind für einen Kombilohn 
als Mindesteinkommen.  

 
Für Zeitarbeitnehmer soll der-
selbe Lohn gelten wie für die 
Stammbelegschaft, die gesetzli-
che Ausnahmeregelung für Ta-
rifverträge soll gestrichen wer-
den. Auch hier wird das Stich-
wort „Gute Arbeit“ aufgenom-
men. Zur Durchsetzung von 
Rechtsansprüchen von Arbeit-
nehmern soll ein Verbandskla-
gerecht für Gewerkschaften 
eingeführt werden. Die Tarifau-
tonomie soll gestärkt werden. 
Lohnverhandlungen auf einzel-
betrieblicher Ebene werden ab-
gelehnt. Das Instrument der 
Allgemeinverbindlichkeit von 
Tarifverträgen soll gestärkt wer-
den. Die Grünen sind für die 
Abschaffung von „Mini-Jobs“.  

 
„Mini-Jobs“ sollen ausgeweitet 
und auf 600 Euro erhöht wer-
den. Die FDP fordert ein aufwei-
chen der Tarifautonomie u. a. 
durch betriebliche Abweichun-
gen vom Tarifvertrag. Diese 
sollen ohne Zustimmung von 
Gewerkschaften und Arbeitge-
berverbänden erfolgen können. 
Allgemeinverbindlichkeitserklä-
rungen von Tarifverträgen wer-
den abgelehnt.  
Abweichungen vom Tarifvertrag 
sollen durch Zustimmung des 
Betriebsrates oder bei Zustim-
mung von 75 % der Belegschaft 
ermöglicht werden. Der gesetz-
liche Kündigungsschutz soll 
eingeschränkt werden.  

 
Die Linke fordert „Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“ für 
Frauen und Männer, für Be-
schäftigte Ost und West.  
Die sachgrundlose Befristung 
von Arbeitsverträgen soll ver-
boten werden, keine „Mini-
Jobs“ – Sozialversicherungs-
pflicht für jede geleistete Ar-
beitsstunde. Leiharbeit soll 
begrenzt und mit gleichen Ar-
beitsbedingungen und Löhnen 
geführt werden; zzgl. einer 
Flexibilitätsvergütung. Darüber 
hinaus soll befristete Beschäf-
tigung bei Leiharbeitsfirmen 
verboten und der Einsatz von 
Leiharbeitern als Streikbrecher 
untersagt werden. Einführung 
einer Ausbildungsumlage. Ein-
führung eines Verbandsklage-
rechts für Gewerkschaften, 
zum Schutz geltender Tarife; 
das Streikrecht soll ausgewei-
tet werden. Die gesetzliche 
Höchstarbeitszeit soll auf 40-
Stunden/Woche begrenzt wer-
den.  

 
Die IG BCE ist ein Verfechter 
der Tarifautonomie und der So-
zialpartnerschaft. Betriebliche 
Bündnisse zur Unterwanderung 
von Tarifverträgen lehnen wir 
ab. Arbeitsbedingungen werden 
durch die Tarifvertragsparteien 
geregelt. Der Staat kann dafür 
nur die Rahmenregelungen ges-
talten. Wir stehen zum Grund-
prinzip Equal-Pay: Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit. Und zu 
dem Themenkomplex unter dem 
Motto: „Gute Arbeit“.  

 
Mindestlohn 

 
Die SPD ist für einen allgemein-
gesetzlichen Mindestlohn von 
7,50 Euro. Niedrige Einkommen 
sollen durch Zuschüsse wie 
Grundsicherung bzw. Kinderzu-
schlag und Wohngeld aufge-
stockt werden.  
 

 
CDU / CSU sind gegen einen 
bundesweit einheitlichen ge-
setzlichen Mindestlohn.  

 
Die Grünen sind für einen all-
gemein-gesetzlichen Mindest-
lohn von 7,50 Euro. Der Min-
destlohn soll jährlich angepasst 
werden. In einzelnen Branchen 
können auch höhere Mindest-
löhne vereinbart werden. 

 
Die FDP ist gegen Mindestlöhne 
und für ein Mindesteinkommen, 
dass durch ein staatliches Bür-
gergeld abgesichert werden soll. 

 
Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns von 10,00 Euro 
mit Anpassung an die Lebens-
haltungskosten. Höhere tarifli-
che Mindestlöhne sollen für die 
Branchen für Allgemeinver-
bindlich erklärt werden.  

 
Einen gesetzlich einheitlichen 
Mindestlohn halten wir auf 
Grund der Auswirkungen auf die 
Tarifautonomie für falsch. Bran-
chenbezogene Mindestlöhne 
sind sinnvoll.  
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Mitbestimmung und 
Rolle der  
Gewerkschaften 

 
Die Betriebsräte sollen, um die 
Lohnlücke zwischen Frauen und 
Männern zu schließen, das 
Recht erhalten vom Arbeitgeber 
eine statistische Diagnose zu 
verlangen, ob die Löhne im Un-
ternehmen gerecht sind. 
Die Mitbestimmung bei Fragen 
der Ausbildung und Weiterbil-
dung soll ausgebaut werden. 
Die Betriebsräte sollen ein Mit-
bestimmungsrecht erhalten, um 
in ihrem Betrieb mehr Ausbil-
dungsplätze zu schaffen. 
Die Mitbestimmung beim Ein-
satz von Zeitarbeit soll gestärkt 
und Zeitarbeiter bei den be-
triebsverfassungsrechtlichen 
Schwellenwerten berücksichtigt 
werden. 
Die Betriebsräte sollen das 
Recht bekommen, beim Be-
triebsübergang einen Sozialplan 
zu verhandeln. 
Eine SPD-geführte Bundesre-
gierung will im Vorfeld der Be-
triebratswahlen 2010 eine Kam-
pagne zur Gründung von Be-
triebsräten starten. 
Es soll ein gesetzlicher Mindest-
katalog zustimmungsbedürftiger 
Geschäfte festgelegt werden. 
Feindliche Übernahmen sollen 
kein mitbestimmungsfreier 
Raum sein. 
Mitbestimmungsfreie Zonen 
durch die Auslagerung in fak-
tisch beherrschte Tochterunter-
nehmen, durch die Wahl einer 
mitbestimmungsfreien Gesell-
schaftsform, sowie durch Aus-
landsgesellschaften mit Verwal-
tungssitz in Deutschland sollen 
verhindert werden.  

 
Die CDU bekennt sich zur Ta-
rifautonomie und zum fairen 
Ausgleich der Interessen von 
Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern.  
Konkrete Aussagen zu Mitbe-
stimmung werden nicht ge-
macht. 

 
Die Arbeitnehmerseite soll bei 
Entscheidungen über große 
Unternehmensumstrukturierun-
gen wie Verkäufen relevanter 
Unternehmensanteile oder Aus-
lagerungen rechtlich gestärkt 
werden. Betriebsräte sollen ein 
zwingendes Mitbestimmungs-
recht beim Interessenausgleich 
erhalten und über den Einsatz 
von Leiharbeitnehmern mit-
bestimmen können. 
Für alle Unternehmen ab 1.000 
Beschäftigte (bisher 2.000) soll 
künftig die paritätische Mitbe-
stimmung gelten. Bei 200 (bis-
her 500) bis 1.000 Mitarbeitern 
soll eine Drittelbeteiligung im 
Aufsichtsrat erfolgen.  
Die Mitbestimmung soll auch in 
Unternehmen mit europäischer 
Rechtsform gewährleistet wer-
den. Die nationalen Mitbestim-
mungsregelungen und ihre Wei-
terentwicklung sollen nicht durch 
die Umwandlung von Unter-
nehmen mit ehemals nationaler 
Rechtsform in Unternehmen mit 
europäischer Rechtsform ge-
fährdet werden.  
Gewerkschaftliche Organisation 
wird als wichtige Voraussetzung 
für die Stärkung der Mitbestim-
mung genannt. Ein Verbands-
klagerecht für Gewerkschaften 
soll eingeführt werden. Eine 
Verlagerung der Tarifverhand-
lungen auf die betriebliche Ebe-
ne wird als Schwächung der 
Tarifautonomie abgelehnt. 

 
Die zurzeit gesetzlich vorgege-
bene Zahl der Betriebsratsmit-
glieder soll deutlich reduziert 
werden.  
Eine Freistellung von Betrieb-
ratsmitgliedern soll erst in Un-
ternehmen mit mehr als 500 
(statt jetzt 200 im Betrieb) Be-
schäftigten erfolgen. 
Für das Erreichen der Schwel-
lenwerte sollen zukünftig Teil-
zeitbeschäftigte nur anteilig be-
rücksichtigt werden. 
Ein Betriebsrat soll erst in Un-
ternehmen ab 20 Beschäftigten 
(jetzt 5 im Betrieb) gebildet wer-
den und ein Wahlquorum von 
50 Prozent erfordern. 
Der Betriebsversammlung soll 
das Recht eingeräumt werden, 
die Offenlegung der gezahlten 
Aufwendungen an die einzelnen 
Betriebsratsmitglieder zu ver-
langen. Ein Ehrenkodex für Be-
triebsräte, entsprechend dem 
Kodex für gute Unternehmens-
führung soll entwickelt werden. 
Den Betriebsräten wird dem-
nach Bestechlichkeit unterstellt. 
Die Drittelbeteiligung im Auf-
sichtsrat soll die paritätische 
Mitbestimmung ersetzen. Feste 
Sitze für Gewerkschaften im 
Aufsichtsrat sollen entfallen. 
Einführung kleinerer Aufsichts-
räte mit maximal 12 Mitgliedern 
Abweichungen vom Tarifvertrag 
sollen ohne Zustimmung der 
Tarifparteien rechtlich abgesi-
chert werden. 
Geringere Löhne oder längere 
Arbeitszeiten sollen möglich 
sein, wenn der Betriebsrat oder 
75 Prozent der abstimmenden 

 
Einführung eines Mitbestim-
mungsrechts des Betriebsrats 
bei Leiharbeit. Einführung ei-
nes erzwingbaren Initiativ-
rechts für Betriebräte, um Ein-
stellungen zu erreichen. 
Rechtlich erzwingbare Perso-
nalpläne sollen es den Be-
triebsräten ermöglichen, bei 
der Verkürzung der Wochen-
arbeitszeit deutlich mehr Be-
schäftigung und weniger Leis-
tungsdruck durchzusetzen. Die 
Mitbestimmung bei wirtschaft-
lichen Entscheidungen, auch 
in kleineren Betrieben soll im 
Betriebsverfassungsgesetz 
verankert werden. Massenent-
lassungen bei Unternehmen, 
die nicht Insolvenzgefährdet 
sind, sollen verboten werden. 
Die Jugendvertretung soll ge-
stärkt werden. 
Die paritätische Mitbestim-
mung soll auf alle Unterneh-
men ausgeweitet werden, mit 
mehr als 100 Beschäftigten. 
Der „Antistreikparagraph“, 
§146 SGB III, soll abgeschafft 
werden; das Streikrecht auf 
Übernahmen und Verlagerun-
gen von Unternehmen ausge-
weitet werden. Ein Verbands-
klagerecht für Gewerkschaften 
zum Schutz geltender Tarife 
soll eingeführt werden. 

 
In der Krise zeigt sich die Be-
deutung der Unternehmensmit-
bestimmung. Sie ist ein zentra-
les Element zum Ausgleich der 
Interessen von Unternehmen 
und Arbeitnehmern. Sie fördert 
eine nachhaltige Unterneh-
mensentwicklung und die Inno-
vationsfähigkeit. Eine Absiche-
rung der Rechte des Aufsichts-
rats durch die Einführung eines 
gesetzlichen Katalogs zustim-
mungsbedürftiger Geschäfte 
nach österreichischem Vorbild 
ist zu begrüßen. Eine Auswei-
tung der Unternehmensmitbe-
stimmung in Deutschland durch 
eine Herabsetzung der Schwel-
lenwerte ist zu begrüßen. Un-
realistische Vorschläge, wie die 
der „Linken“(„ab 100 Beschäftig-
te“) sind jedoch nicht mehrheits-
fähig. Die von den Grünen vor-
geschlagenen neuen Schwel-
lenwerte, die sich an den Vor-
stellungen der IG Metall orientie-
ren, stellen eine gute Diskussi-
onsgrundlage dar. Fluchttore 
aus der deutschen Mitbestim-
mung durch die Wahl einer mit-
bestimmungsfreien Rechtsform, 
durch eine Aufteilung der Be-
schäftigten auf nur faktisch be-
herrschte Tochterunternehmen, 
sowie durch mitbestimmungs-
freie Auslandsgesellschaften, 
deren Betriebe sich in Deutsch-
land befinden, sind zu schlie-
ßen. Bei zukünftigen europäi-
schen Gesellschaftsrechtsfor-
men muss zumindest das Mit-
bestimmungsniveau der Europä-
ischen Aktiengesellschaft ge-
währleistet werden. Die IG BCE 
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Bei künftigen europäischen Ver-
handlungen beispielsweise zur 
Sitzverlagerungsrichtlinie und 
zur europäischen Privatgesell-
schaft soll darauf geachtet wer-
den, dass eine Flucht aus der 
deutschen Mitbestimmung nicht 
möglich ist. 
Die SPD betont die Notwendig-
keit starker Gewerkschaften. Die 
Tarifautonomie soll in Deutsch-
land und Europa verteidigt wer-
den. 

Mitarbeiter zustimmen. 
Im Parteiprogramm gibt es deut-
liche Angriffe auf die Gewerk-
schaften („Funktionärsmitbe-
stimmung“, „Das Gewerk-
schaftsprivileg im Aufsichtsrat 
entspricht nicht mehr der be-
trieblichen Realität, sondern 
erweist sich immer mehr als 
Nachteil für den Standort 
Deutschland“.) 

setzt sich kontinuierlich für die 
Weiterentwicklung der Betriebs-
verfassung ein. Mit der Zielset-
zung, die Arbeitsbedingungen 
der betrieblichen Interessenver-
tretung positiv weiterzuentwi-
ckeln und den Mitbestimmungs-
katalog sinnvoll zu ergänzen. 
Darüber hinaus wollen wir Ein-
stiegsbarrieren für die Gründun-
gen von Betriebsräten abbauen. 
Konkret fordern wir als IG BCE 
hierzu z. B. Das vereinfachte 
Wahlverfahren für alle Betriebe 
mit weniger als 100 Arbeitneh-
mern verpflichtend wird, damit 
schneller ein Betriebsrat gewählt 
werden kann. 

 
Bildungspolitik 

 
Das gegliederte Schulsystem 
soll langfristig überwunden wer-
den. Flächendeckender Ausbau 
von Ganztagsschulen. Recht auf 
Nachholen eines Schulab-
schlusses für alle.  
Einführung eines „Solidarbei-
trags für Bildung“ auf sehr hohe 
Einkommen. Duales Ausbil-
dungssystem soll gestärkt wer-
den. Studiengebühren – gebüh-
renfreies Studium bis zum Mas-
ter. Meister-BAföG und Studi-
um-BAföG sollen in einem Er-
wachsenenbildungsgesetz zu-
sammengeführt werden. 

 
Erhalt des gegliederten Schul-
systems – einschließlich der 
Hauptschule.  
Konfessioneller Religionsun-
terricht in allen Bundesländern 
als Pflichtfach.  
Fortführung des Ausbildungs-
pakts mit der Wirtschaft über 
2010 hinaus.  
Mehr Wettbewerb und Auto-
nomie der Hochschulen.  
Keine Aussage zum Thema 
Studiengebühren; obwohl in 
der Praxis von CDU regierten 
Ländern massiv betrieben. 

 
Rechtsanspruch für Kinder von 
einem Jahr an auf einen Kita-
Platz. Eine gemeinsame Schule 
für alle Kinder bis zur neunten 
Klasse mit individueller Förde-
rung. Flächendeckende Ganz-
tagsschulen.  
Solidarzuschlag „Aufbau Ost“ 
soll in ein Bildungssoli umge-
wandelt werden. Zusätzlich soll 
eine Reform der Erbschafts-
steuer Mehreinnahmen für die 
Bildung bringen. Berufliche Bil-
dung kann in Zukunft auch voll-
schulisch erfolgen.  

 
Weitere Privatisierung des ge-
samten Bildungswesens – Bil-
dung ist Privatsache. Flächen-
deckende Studiengebühren. 
Privatisierung der Hochschulen. 
Duale Ausbildung wird „modua-
lisiert“, was das Aus für den 
heutigen Ausbildungsberuf be-
deutet. Privatschulen werden 
die gleichen Fördermittel ge-
währt, wie staatlichen Schulen, 
um die Wettbewerbsfähigkeit zu 
erhöhen. 

 
Eine Gemeinschaftsschule bis 
zur zehnten Klasse soll bun-
desweit als Regelschule ver-
pflichtend werden. 18 Mrd. € 
sollen Bund und Länder pro 
Jahr mehr in Bildung stecken – 
Finanzierung durch Steuerer-
höhungen. Ein neues Bundes-
zulassungsgesetz soll die 
Möglichkeit von Universitäten 
sich ihre Studenten selbst aus 
zu suchen zukünftig verhin-
dern. Solidarumlage für alle 
Unternehmen zur Finanzierung 
der Ausbildung. 

 
Gute Bildung für Alle ist der 
Schlüssel zur Sicherung und 
Entwicklung sozialer Gerechtig-
keit – kein Mensch darf zurück-
bleiben. Dies ist öffentlicher Auf-
trag und nicht Privatsache. Kin-
dertageseinrichtungen müssen 
gebührenfrei sein. Schule als 
Ganztagsbetrieb, mit individuel-
ler Förderung. Duale Ausbildung 
weiter verbessern (Wahlqualifi-
kationen ausbauen), Schmal-
spurausbildung verhindern. 
Auswahlfähiges Aus- und Wei-
terbildungsangebot. Finanzielle 
Zuschüsse für Betriebe mit einer 
Ausbildungsquote von mehr als 
vier Prozent. Zulassung zur 
Hochschule nach abgeschlos-
sener Berufsausbildung. Berufli-
che Qualifikationen müssen an 
Studienleistungen anrechenbar 
sein. Studiengebühren gehören 
abgeschafft. 
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Arbeitsmarktpolitik 

 
Die SPD formuliert, dass alle 
Menschen eine Arbeit haben 
sollen, die gerecht entlohnt wird. 
Ziel der sozialen Marktwirtschaft 
ist Vollbeschäftigung. 
Daher sieht die SPD bei so ge-
nannten atypischer Beschäfti-
gung Regulierungsbedarf: 
- In der Leiharbeit soll eine 
Lohnuntergrenze eingezogen 
werden. Außerdem soll das 
Prinzip Gleicher Lohn für Glei-
che Arbeit gesetzlich geregelt 
werden. Der konzerninternen 
Leiharbeit sollen Grenzen ge-
setzt werden. 
- Für Praktika soll es bessere 
rechtliche Absicherungen ge-
ben. 
-Teilzeitbeschäftigte sollen leich-
ter in Vollzeit wechseln können. 
Ihre Teilnahme an Weiterbildung 
muss gesichert werden. 
Die Bundesagentur für Arbeit 
soll in der Vermittlung auch 
durch die Einstellung mehr und 
besser qualifizierter Vermittler 
gestärkt werden. Ein so genann-
ter Kommunalkombi soll die 
Wiederbeschäftigung von Lang-
zeitarbeitslosen erleichtern. 
Im so genannten Regelkreis 
SGB II soll die Neuregelung der 
Arbeitsgemeinschaften von BA 
und Kommunen verfassungsge-
recht geregelt werden. 
Das besser als Hartz IV bekann-
te Arbeitslosengeld II soll be-
darfsgerecht angehoben wer-
den.  
Das Schonvermögen für die 
Altersvorsorge ist zu erhöhen. 

 
Für CDU und CSU ist „Arbeit 
für alle“ weiterhin das Ziel. 
Um es zu erreichen, ist eine 
Bildungs- und Qualifizierungs-
offensive notwendig.  
Weiter soll die Chancen- und 
Lohngleichheit von Frauen und 
Männern verwirklicht werden. 
Frauen sollen ausgewogen bei 
der Besetzung von Führungs-
positionen berücksichtigt wer-
den. 
Auch die Unionsparteien er-
kennen die Probleme atypisch 
Beschäftigter an. Lohndum-
ping soll durch das Verbot sit-
tenwidriger Löhne verhindert 
werden.  
Die Unions-Parteien stehen für 
eine effektive und effiziente 
Arbeitsmarktpolitik. Die Ar-
beitsmarktinstrumente sollen 
auf ihre Effizienz hin überprüft 
werden. Messlatte ist, dass nur 
„Maßnahmen die Arbeitslose 
wirksam in Beschäftigung 
bringen, fortbestehen sollen.“ 
CDU/CSU stehen zur Bundes-
agentur für Arbeit.  
Bei der Betreuung Langzeitar-
beitsloser bekennt sich die 
Union zur engen Kooperation 
zwischen Kommunen und Ar-
beitsagenturen.  
Schwerpunkt der Grundsiche-
rung soll Qualifizierung und 
Vermittlung in Arbeit sein. Die 
Hinzuverdienstregelungen sol-
len neu geordnet werden.  
Den Freibetrag im Schonver-
mögen will die Union wesent-
lich erhöhen, wenn dies der 
Altersvorsorge dient. 

 
Mit ihrem „Green New Deal“ 
wollen die Grünen ein Funda-
ment für einen wirtschaftlichen 
Aufschwung schaffen, an dem 
alle teilhaben sollen. Es sollen 
eine Million neuer Arbeitsplätze 
in Deutschland geschaffen wer-
den. 
Auch die Grünen wollen atypi-
sche Beschäftigung sozial regu-
lieren: Bei der Leiharbeit soll der 
Grundsatz „Gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit“ vom ersten Tag 
an gelten. Die abweichenden 
Regelungen durch Tarifvertrag 
sollen abgeschafft werden. Mini-
Jobs sollen wegfallen, da die 
Sozialversicherungsbeiträge 
langsam und stufenlos anstei-
gen sollen, damit sollen Gering-
verdiener mehr vom Bruttolohn 
haben. 
(Solo)-Selbstständige sollen die 
Möglichkeit erhalten, sich über 
die Arbeitslosenversicherung 
gegen Arbeitslosigkeit und Auf-
tragsflauten abzusichern. 
Die Bundesagentur für Arbeit 
soll Erwerbslosen zusätzliche 
Qualifikations- und Arbeitsange-
bote machen. Das Weiterbil-
dungsangebot soll für Beschäf-
tigte und Arbeitslose ausgebaut 
werden – ein Schwerpunkt soll 
auf die Förderung gering Quali-
fizierter gelegt werden.  
Job-Center sollen schnell mit 
verfassungsrechtlicher Absiche-
rung der Arbeitsgemeinschaften 
und der zugelassenen kommu-
nalen Träger arbeiten können. 
Die Hartz-IV-Regelsätze für Er-
wachsene sollen auf 420 Euro 
monatlich steigen und an die 

 
Mehr Freiheit und Fairness will 
die FDP am Arbeitsmarkt durch-
setzen. Dabei ist die Idee, durch 
ein Bürgergeld ein selbstbe-
stimmtes Leben zu ermöglichen. 
Für die FDP macht die Auswei-
tung atypischer Beschäftigungs-
verhältnisse Sinn. Sie will die 
Einkommensgrenze von 400 auf 
600 Euro anheben.  
Die FDP will die Bundesagentur 
für Arbeit auflösen und in einem 
3-Säulen-Modell neu ordnen: 
- eine Versicherungsagentur, die 
das Arbeitslosengeld auszahlt, 
wobei es eine Wahlfreiheit bei 
den Tarifen geben soll, 
- eine kleine Arbeitsmarktagen-
tur für überregionale und inter-
nationale Vermittlungen und 
- viele kommunale Job-Center. 
Die FDP will die Arbeitsmarktin-
strumente überprüfen und als 
gesamtgesellschaftliche Aufga-
be aus Steuermittel finanzieren. 
Die Versicherten sollen zwi-
schen verschiedenen Tarifmo-
dellen wählen können. 
Ginge es nach der FDP, würden 
die kommunalen Job-Center die 
Aufgaben Vermittlung, Qualifi-
zierung, soziale Betreuung, so-
zialrechtliche Sanktionen beim 
(von den Finanzämtern auszu-
zahlenden) Bürgergeld (statt 
Hartz IV) übernehmen. 

 
Die aktuelle Krise ist aus Sicht 
der Linken eine Legitimations-
krise der kapitalistischen Wirt-
schaftsordnung. Atypische 
Beschäftigung würden die Lin-
ken gerne weitgehend ab-
schaffen. So sollen sachgrund-
lose Befristungen der Vergan-
genheit angehören. 
Die Leiharbeit soll strikt be-
grenzt werden. Dem Prinzip 
„Gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit“ will die Linke zum Durch-
bruch verhelfen. Zusätzlich 
sollen Leiharbeitnehmer wie in 
Frankreich eine zusätzliche 
Flexibilisierungsvergütung be-
kommen. Die maximale Aus-
leihdauer soll sechs Monate 
betragen. Scheinselbststän-
digkeit soll klar begrenzt wer-
den und wegen Missbrauchs-
anfälligkeit kontrolliert werden.  
Die Linke spricht sich für eine 
weitere Verlängerung des 
Kurzarbeitergeldes in der Krise 
aus. Auch die Dauer des Ar-
beitslosengeldbezuges soll 
ausgeweitet werden. Die akti-
ve Arbeitsmarktpolitik wollen 
die Linken ausbauen.  
Ein öffentlicher Beschäfti-
gungssektor mit sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeits-
verhältnissen soll helfen, 
Langzeitarbeitslose wieder 
einzugliedern.  
Die Zumutbarkeit von Arbeit 
soll an die tarifliche oder orts-
übliche Entlohnung gekoppelt 
werden, die berufliche Qualifi-
kation Erwerbslose muss bei 
der Vermittlung berücksichtigt 
werden. 

 
Die IG BCE tritt für eine vorsor-
gende Arbeitsmarktpolitik ein, 
die das Risiko der Arbeitslosig-
keit minimiert.  
Die IG BCE betrachtet es mit 
Sorge, dass atypische Beschäf-
tigungsverhältnisse in den letz-
ten Jahren zugenommen haben. 
In einigen Bereichen ersetzen 
Leiharbeitnehmer Tätigkeiten 
von Stammbelegschaften und 
nehmen den Charakter von „Pa-
rallelbelegschaften“ an. Wir un-
terstützen alle Maßnahmen, die 
Leiharbeit sachgerecht einzu-
schränken:  
- „Gleiche Bezahlung für gleiche 
Arbeit“, 
- für die konzerninterne Leihar-
beit klare Regeln schaffen, 
- die Wiedereinführung des 
Synchronisationsverbotes und 
- die Beschränkung der Einsatz-
dauer. 
Die IG BCE hält die Bundes-
agentur für Arbeit für eine bun-
deseinheitliche Arbeitsmarktpoli-
tik für unverzichtbar. Allerdings 
sehen wir die Notwendigkeit, die 
Finanzierung sicherzustellen. 
Durch die politisch motivierte 
Beitragssenkung droht eine Un-
terfinanzierung. Versicherungs-
fremden Leistungen sollten 
durch Steuern finanziert werden. 
Die IG BCE tritt für eine verfas-
sungsrechtliche Absicherung 
der Arbeitsgemeinschaften ein. 
Eine Kommunalisierung der 
Arbeitslosigkeit lehnen wir ab. 
Ebenso stehen wir der Arbeit 
der Optionskommunen kritisch 
gegenüber. 
Wir treten für eine bedarfsge-
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Entwicklung der tatsächlichen 
Lebenshaltungskosten ange-
passt werden.  
Die private Altersvorsorge wol-
len die Grünen besser schützen. 

Hartz IV will die Linke abschaf-
fen – übergangsweise soll der 
Regelsatzes auf 500 Euro an-
gehoben werden. 1-€-Jobs 
sollen in sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung um-
gewandelt werden. Die Grenze 
für Schönvermögen soll auf 
20.000 Euro pro Person her-
aufsetzen, für die Altersvor-
sorge auf 700 Euro pro Le-
bensjahr gesteigert werden.  

rechte Erhöhung der Regelsätze 
ein. Die Erhöhung sollte an der 
Steigerung der Lebenshaltungs-
kosten ausgerichtet werden.  

 
Sozialpolitik 

 
In der sozialen Sicherung setzt 
die SPD auf das Prinzip der 
Bürgerversicherung. „Ein Sozi-
alstaat, der alle Bürgerinnen und 
Bürger bei der Absicherung von 
Gesundheit und Pflege und alle 
Erwerbstätigen bei der Alterssi-
cherung und der Absicherung 
von Arbeitslosigkeit in die Soli-
darität einbezieht.“ 

 
Die Union schließt die Bürger-
versicherung (staatliche Ein-
heitsversicherung) aus. „Ei-
genverantwortung, Vorsorge, 
Prävention sind zu stärken, 
Effizienz- und Wirtschaftlich-
keitspotentiale“ sowie „indivi-
duelle Wahlmöglichkeiten und 
Entscheidungsspielräume 
auszuschöpfen.“ 

 
Die Grünen sind für die Einfüh-
rung einer Grundsicherung über 
dem Niveau des in der rot-
grünen Koalition beschlossenen 
ALG II-Niveaus. Die Regelsätze 
sollen auf 420 Euro je Erwach-
senem angehoben werden. 

 
Ziel der FDP-Sozialpolitik ist ein 
selbstbestimmtes und eigenver-
antwortliches Handeln aller Bür-
ger. Dafür soll ein pauschal zu 
zahlendes Bürgergeld eingeführt 
werden, das aus Steuern finan-
ziert wird und alle Sozialleistun-
gen zusammenfasst. 

 
Die Linke setzt auf starke öf-
fentliche Solidarsysteme und 
deren verlässliche und gerech-
te Finanzierung. Durch die 
Ausweitung der Systeme sozi-
aler Sicherung in Form einer 
Bürgerversicherung sollen 
schutzbedürftige Gruppen in 
das soziale Netz einbezogen 
und die Privilegien Wohlha-
bender beendet werden. 

 
Die IG BCE steht zum deut-
schen Modell der Sozialversi-
cherungen: durch eigenes soli-
darischen Handeln erwirbt man 
Anspruch auf solidarische Un-
terstützung, ein bewährtes bei-
tragsfinanziertes Umlagesys-
tem, Steuerfinanzierung ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe 
und Elemente der Kapitalde-
ckung senken Belastungen 
künftiger Generationen und die 
Arbeitskosten. 

 
Rentenversicherung 

 
Die SPD will die Rentenversi-
cherung nach dem Prinzip einer 
solidarischen Bürgersozialversi-
cherung gestalten. Die Einkom-
menssicherung im Alter soll 
durch betriebliche und private 
Altersvorsorge ergänzt werden. 
Angestrebt wird weiter die Flexi-
bilisierung des Übergangs vom 
Erwerbsleben in den Ruhe-
stand. 
Außerdem soll der Kreis der 
gesetzlich Rentenversicherten 
durch Solo-Selbstständige er-
weitert werden. 

 
Im 3-Säulen-Prinzip gesetz-
lich-privat-betrieblich will die 
Union vor allem die private und 
die betriebliche Altersvorsorge 
stärken, sieht aber in der ge-
setzlichen Rentenversicherung 
immer noch die tragende Säu-
le der Altersvorsorge. 
Für Langzeiteinzahler soll eine 
Mindestrente abgesichert wer-
den, die über dem Existenzmi-
nimum liegt. Diese Mindestren-
te soll aus Steuermitteln finan-
ziert werden. 
CDU und CSU wollen Kinder-
erziehungszeiten besser be-
rücksichtigen. 

 
Die Grünen streben die Einfüh-
rung eines Rentenmindestni-
veaus an. Auch Langzeitarbeits-
lose sollen vor Armutsrenten 
geschützt werden.  
Weiter wird die Bildung einer so 
genannten Splitting-Rente an-
gestrebt. Frauen und Männer 
sammeln ihren jeweils hälftig 
erworbenen Anspruch auf ein 
eigenes Konto. 
Die Grünen wollen den Über-
gang vom Erwerbsleben in den 
Ruhestand flexibel gestalt. Dazu 
soll der Bezug einer Teilrente ab 
60 möglich sein. Weiter soll es 
eine abschlagsfreie EM wieder 
mit 63 Jahren geben. 

 
Die FDP strebt den Ausbau der 
Kapitaldeckung zur Altersvor-
sorge an. Diese solle gestärkt 
werden. Auch Selbstständige 
sollen von der Riester-
Förderung profitieren können. 
Die FDP will es Arbeitnehmern 
freistellen von 60 an mit Ab-
schlägen in Rente zu gehen. 
Wer eine gesetzliche Rente be-
zieht, soll ohne Grenze nach 
oben hinzu verdienen können. 
Die Renten Ost und West sollen 
auf ein einheitliches Niveau ge-
bracht werden. 

 
Die Linke will sämtliche seit 
1998 eingeführten Kürzungen 
des Rentenniveaus für die ge-
setzlich Versicherten wieder 
streichen. Die Basis der ge-
setzlichen Rente soll so um-
gebaut werden, dass alle Er-
werbstätigen in das System 
miteinbezogen werden (Er-
werbstätigenversicherung). 
Die Linke plädiert für die Her-
absetzung des Renteneintritts-
alters von 67 auf 65 Jahre. 
Die Mindestrente soll 800 Euro 
betragen. Auch die Linke 
strebt eine Anpassung des 
Ost- an das Westrentenniveau 
an. 

 
Die IG BCE plädiert für eine 
armutsfeste Alterssicherung. 
Nach 40 Jahren Erwerbsarbeit 
soll die gesetzliche Rente deut-
lich das Niveau der Grundsiche-
rung überschreiten. Um Armuts-
renten zu vermeiden streben wir 
die Stärkung von Versiche-
rungsverläufen an. Die Er-
werbsminderung muss besser 
abgesichert werden. Auch die 
IG BCE setzt auf die Auswei-
tung der Versichertenkreises auf 
alle Erwerbstätigen. Während 
die gesetzliche Rente mindes-
tens vor Armut im Alter schützen 
soll, soll der Lebensstandard 
durch Entgeltumwandlung, also 
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Auch die Grünen wollen das 
Prinzip einer Bürgerversiche-
rung in der Rente einführen.  

betriebliche und private Formen 
der Altersvorsorge, gesichert 
werden. Die IG BCE strebt ei-
nen flexiblen Übergang in die 
Rente an. 

 
Krankenversicherung 

 
Die SPD will eine gute gesund-
heitliche Versorgung durch „Fle-
xibilisierung des Vertragsge-
schehens“ zwischen Kassen 
und Leistungserbringern absi-
chern, eine einheitliche Gebüh-
renordnung für die ambulante 
medizinische Versorgung 
durchsetzen und die Öffnung 
der Krankenhäuser für die am-
bulante Versorgung voranbrin-
gen. Alle Menschen sollen am 
medizinischen Fortschritt teilha-
ben. Die Versorgung chronisch 
Kranker soll verbessert werden, 
die Prävention soll mit Hilfe ei-
nes eigenen Patientenschutzge-
setzes verbessert werden. 
Eine neutrale Kosten-Nutzen-
Bewertung neuer Arzneimittel 
und Therapien soll preisdämp-
fend wirken. 

 
CDU und CSU wollen ein leis-
tungsfähiges Gesundheitswe-
sen: Die Gesetzliche Kranken-
versicherung (GKV) und die 
private Krankenversicherung 
(PKV) sollen weiterentwickelt 
werden, die PKV soll aber ei-
genständig bleiben. Die Uni-
ons steht für mehr Wettbewerb 
und einzelvertragliche Rege-
lungen zwischen Krankenkas-
sen und Leistungserbringern. 
Sie will die gesetzlichen Rege-
lungen zur Preisfestsetzung 
von Arzneimitteln überprüfen. 
An dem Prinzip eines selbst-
verwalteten Gesundheitswe-
sen mit einer Interessenvertre-
tung der Ärzte halten CDU und 
CSU fest. Die beiden Parteien 
garantieren die freie Arztwahl. 

 
Die Grünen wollen die Präventi-
on stärker in den Vordergrund 
stellen, die Versorgung chro-
nisch Kranker verbessern, den 
Hausarzt als Lotsen stärken und 
die integrierte Versorgung aus-
bauen. 
Preisdämpfend soll eine Positiv-
liste für Medikamente wirken, 
Medikamentenzuzahlungen und 
Praxisgebühren wollen die Grü-
nen abschaffen. 
Mehr Wettbewerb zwischen 
Krankenkassen und Leistungs-
erbringern sowie Stärkung der 
Patientenrechte durch ein Pati-
entenschutzgesetz sollen die 
Versicherten begünstigen. 

 
Die FDP will mit der aus ihrer 
Sicht zentral gesteuerten 
Staatsmedizin Schluss machen. 
Sie setzt auf die Privatisierung 
der Krankenkassen. Für die 
medizinische Grundversorgung 
soll es eine Versicherungspflicht 
ohne Risikozuschläge geben. 
Höherer Versicherungsschutz 
soll durch entsprechende Tarife 
möglich sein. Förderung ge-
sundheitsbewussten Verhaltens 
durch Ärzterechnung und finan-
zielle Selbstbeteiligung. Das 
Sachleistungsprinzip wird in 
Frage gestellt. Die FDP setzt auf 
die Stärkung der Prävention und 
Ausbau der Palliativmedizin. 

 
Für die Linke ist „Gesundheit 
ein individuelles Grundrecht 
und muss für alle in einem 
System der öffentlichen Da-
seinsvorsorge erreichbar sein“. 
Gefordert wird die Aufhebung 
der Beitragsmessungs- und 
Versicherungspflichtgrenze 
sowie die Streichung des Son-
derbeitrages von 0,9 Prozent. 
Zuzahlungen und der Praxis-
gebühr sollen abgeschafft und 
der Anspruchs auf Brillen und 
Zahnersatz wieder eingeführt 
werden. Eine Positivliste für 
Medikamente soll die Preis-
entwicklung dämpfen. Dazu 
soll auch die Senkung der 
Mehrwertsteuer auf Arzneimit-
tel auf 7 Prozent beitragen. 
Auch die Linke setzt auf die 
Einführung eines Präventions-
gesetzes. 

 
Die IG BCE orientiert sich am 
Prinzip der ganzheitlichen ge-
sundheitlichen Versorgung und 
an den Patientenbedürfnissen: 
Wir wollen die Trennung zwi-
schen ambulanter und stationä-
rer Versorgung aufheben, und 
streben an, Reha und Präventi-
on durch eine integrierte Ver-
sorgung sicherzustellen. Eine 
bedarfsgerechte Versorgung 
(Krankenhäuser, Ärzte) muss 
sichergestellt werden. Die Ver-
gütung der Ärzte soll sich am 
Behandlungserfolg orientieren. 
Wir setzen auf einen Qualitäts-
wettbewerb der Kassen und 
einzelvertragliche Gestaltung 
zwischen den Kassen und Leis-
tungserbringern. Prozess-, 
Struktur- und Produktinnovation 
(Arzneimittel, Medizinprodukte) 
für Qualität und Wirtschaftlich-
keit 

  
Entsprechend dem Modell „Bür-
gerversicherung“ sollen alle Ein-
kommen und ein höherer Steu-
eranteil zur Finanzierung der 
gesetzlichen Kranken- und Pfle-
geversicherung beitragen.  
Ein weiterentwickelter Risiko-
strukturausgleich der GKV unter 
Einbeziehung der privaten 
Krankenversicherung und die 
Einführung eines Risikostruktur-
ausgleichs zwischen gesetzli-
cher und privater Pflegeversi-
cherung sollen die großen Le-

 
Die Union schließt die Bürger-
versicherung (staatliche Ein-
heitsversicherung) aus. Statt 
der Kopfpauschale ist die Re-
de von Stärkung der Eigenver-
antwortung durch die Weiter-
entwicklung von Bonus-
Modellen, Wahl- und Selbst-
behalttarifen und die Finanzie-
rung versicherungsfremder 
Leistungen durch Steuern. 
Vorgesehen sind Kurskorrektu-
ren beim Risikostrukturaus-
gleich und dem ärztlichen Ho-

 
Die Grünen setzen bei der Wei-
terentwicklung der Kranken- und 
Pflegeversicherung auf das Mo-
dell Bürgerversicherung. Neben 
dem Lohneinkommen sollen 
auch andere Einkommensarten 
zur Finanzierung beitragen. Sie 
fordern die Abwicklung des Ge-
sundheitsfonds. 

 
Die FDP setzt auch in der Kran-
ken- und Pflegeversicherung auf 
das Modell „Privat kommt vor 
dem Staat“.  
Der Gesundheitsfonds soll ab-
geschafft, die private Kranken-
versicherung gestärkt werden. 
In der Kranken- und Pflegever-
sicherung soll das lohnbezoge-
ne Umlageverfahren abge-
schafft und auf ein kapitalge-
decktes Prämiensystem umge-
stellt werden. Ein sozialer Aus-
gleich soll über Steuermittel 

 
„Die Linke“ verfolgt als Finan-
zierungsmodell für die gesetz-
liche Kranken- und Pflegever-
sicherung die Bürgerversiche-
rung mit einer vorgesehenen 
Ausweitung der Finanzierung 
und des versicherten Perso-
nenkreises. 

 
Die IG BCE will keinen System-
wechsel – also keine Privatisie-
rung der gesetzlichen Kranken- 
und Pflegeversicherung.  Die 
Abgrenzung von GKV und priva-
ter KV hat sich nach unserer 
Sicht überlebt. Die Einführung 
einer Bürgerversicherung für 
alle ist geboten. Das heißt: Ein-
beziehung der PK-Versicherten 
über Beiträge, Steuern und an-
dere Einkunftsarten. Der Risiko-
strukturausgleich muss weiter-
entwickelt werden. Alle medizi-
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bensrisiken solidarisch finanzie-
ren. Der Sonderbeitrag von 
0,9 Prozent soll wieder paritä-
tisch von Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern getragen werden. 

norarsystem.  erfolgen. nisch notwendigen, zweckmäßi-
gen und wirtschaftlichen Leis-
tungen sind zu finanzieren. 

 
Pflegeversicherung 

 
Der Begriff der Pflegebedürftig-
keit muss aus Sicht der SPD 
neu definiert werden, um den 
Hilfebedarf Betroffener besser 
abzubilden. 
Die häusliche Pflege soll durch 
wohnortnahe Unterstützungsan-
gebote attraktiver werden.  
Arbeitnehmer sollen einen An-
spruch auf bezahlte Freistellung 
von bis zu zehn Tagen für die 
Organisation der Pflege haben. 

 
CDU und CSU streben ein 
hohes Niveau der Pflege ohne 
steigende Kosten für Pflege-
bedürftige, Angehörige und 
Sozialhilfeträger an. Sie wollen 
die Pflegebedürftigkeit neu 
definieren. Die Pflege in der 
Familie soll durch Pflegestütz-
punkte und Beteiligung von 
Unternehmen an Programmen 
zur Vereinbarkeit von Beruf 
und Pflege attraktiver werden. 

 
Die Grünen wollen kombinierte 
Wohn-, Pflege- und Hilfsange-
bote fördern. Außerdem streben 
sie die Einführung einer dreimo-
natigen Pflegezeit mit Lohner-
satzleistung an. 

 
Die FDP fordert die Abkehr von 
der Sachleistung hin zur diffe-
renzierten Geldleistung und 
mehr Transparenz über die 
Leistungsangebote. 
Ein Benchmarking stationärer 
Pflegeeinrichtungen soll Stan-
dards definieren. Die FDP kriti-
siert die für die Beurteilung von 
Pflegequalität maßgeblichen 
MDK-Prüfberichte als unzurei-
chend. 

 
Die Linke will sehr pauschal 
den vorherrschenden Pflege-
notstands beseitigen. Dazu 
soll die stationäre Pflege ver-
bessert werden. Mit Blick auch 
auf die Beschäftigten in den 
Pflegeberufen fordert die Linke 
eine Anhebung der Pflegesät-
ze. 

 
Die IG BCE strebt den Aufbau 
von Pflegestützpunkten an. Sie 
sollen das wohnortnahe Betreu-
ungsangebot koordinieren. Der 
Begriff der Pflegebedürftigkeit 
soll um den zusätzlichen Pfle-
gebedarf Demenzkranker zu 
erweitert werden. Wir streben 
eine bezahlte Freistellung für die 
Organisation der Pflege von bis 
zu zehn Tagen an. 

 
Arbeitsschutz 

 
Die Arbeitsorganisation muss 
gesundheitsverträglich gestaltet 
werden. Ziel ist es, dass alle 
Beschäftigten nicht durch ihre 
Arbeit geschädigt werden sollen. 
Belastende Arbeitsbedingungen 
sind zu vermeiden. 
Für Behinderte erwartet die SPD 
eine barrierefreie Gestaltung 
von Arbeit und Alltag.  

  
Die Grünen streben eine ge-
sundheitsorientierte Arbeitsor-
ganisation an. Berufliche Bil-
dung, altersgerechte Arbeits-
plätze und Gesundheitsförde-
rung für über 50-jährige soll Ar-
beitnehmer bis zur Rentengren-
ze im Beruf halten. 
Für Behinderte müssen alle Le-
bensbereiche von Barrieren 
befreit werden. 

 
Die FDP nennt als Grundvor-
aussetzung für eine tatsächliche 
Teilhabe Behinderter die Barrie-
refreiheit. Menschen mit Behin-
derung sollen alle öffentlichen 
Gebäude, Verkehrsmittel und 
Kommunikationseinrichtungen 
weitgehend unabhängig von 
fremder Hilfe nutzen können. 

 
Die Linke formuliert umfas-
send, dass Arbeit nicht krank 
machen darf. Regelmäßige 
Weiterbildung der Beschäftig-
ten und eine umfassende Ge-
sundheitsprävention sollen die 
Arbeitsfähigkeit bis zur von 
den Linken angestrebten Al-
tersgrenze von 65 Jahren er-
möglichen. Dazu soll auch die 
Arbeitsorganisation alters- und 
alternsgerecht gestaltet wer-
den. 

 
Die IG BCE setzt sich für die 
alters- und alternsgerechte Ges-
taltung der Arbeitsplätze in Be-
trieben und Verwaltungen ein. 
Regelmäßige Weiterbildung und 
ein umfassender Gesundheits-
schutz sollen Arbeitnehmern 
helfen, die Rentenversiche-
rungsgrenze zu erreichen. Wir 
erwarten weiter, dass sich die 
Parteien für die Barrierefreiheit 
der Alltags- und Arbeitswelt für 
Behinderte einsetzen. 

 
Unfallversicherung 

    
Die FDP fordert eine weitge-
hende Umstellung der Unfall-
versicherung auf Kapitalde-
ckung. Arbeitsunfälle sollen 
künftig von den Unternehmen 
bei einem privaten Versiche-
rungsunternehmen versichert 
werden können. Schwere Be-
rufskrankheiten sollen weiter bei 
den Berufsgenossenschaften 
versichert bleiben.  
Der Leistungskatalog der Unfall-

  
Forderung nach mehr Wettbe-
werb und Kapitaldeckung in der 
Unfallversicherung lehnen wir 
ab. Hierbei wäre auch das Bran-
chenprinzip der Berufsgenos-
senschaften vor allem im Be-
reich der Prävention gefährdet. 
Arbeitsunfälle, Berufskrankhei-
ten und Wegeunfälle können 
nicht getrennt werden. Sie gehö-
ren in eine Solidargemeinschaft. 
Alle Unternehmen, besonders 
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versicherung muss gerechter 
und zielgenauer gestaltet wer-
den. 
Das neu eingeführte Meldever-
fahren soll wegen bürokratischer 
Überlast wieder abgeschafft 
werden.  
Wegeunfälle will die FDP aus 
dem Leistungskatalog der Un-
fallversicherung streichen. 

aber KMU profitieren von der 
Solidargemeinschaft der Be-
rufsgenossenschaften. Einer 
Überarbeitung des Leistungs-
rechts würden wir uns nicht 
verweigern. Abbau und Beseiti-
gung von unnötigem bürokrati-
schem Aufwand bezüglich des 
neu eingeführten Meldeverfah-
rens können wir mittragen.  

 
Familienpolitik 

 
Die SPD strebt eine bessere 
Kinderbetreuungsinfrastruktur 
an. Dazu zählt der Ausbau der 
Ganztagsbetreuung. Darüber 
hinaus will die SPD Eltern-Kind-
Zentren einrichten.  
Das Elterngeld soll ausgebaut, 
die Partnermonate aufgestockt 
werden. Alleinerziehende sollen 
mit mehr Hilfe im Alltag rechnen 
können. 

 
CDU und CSU wollen das Kin-
dergeld anheben und ein 
Betreuungsgeld einführen 
(wenn kein Krippenplatz in 
Anspruch genommen wird).  
Langfristig soll der Kindergar-
tenbesuch von Beiträgen be-
freit werden.  
Familie und Beruf sollen bes-
ser vereinbar sein. Auch die 
Unionsparteien wollen Allein-
erziehenden im Alltag mehr 
Hilfe zukommen lassen.  

 
Die Grünen streben eine paritä-
tische Aufteilung der Elternzeit 
an.  
Die unterschiedlichen Formen 
von Familie sollen durch eine 
steuerliche und sozialpolitische 
Gleichbehandlung anerkannt 
werden. Die Grünen wollen das 
Ehegattensplitting abschaffen. 

 
Die FDP strebt die Einführung 
eines Grundfreibetrags für El-
tern an. Das Kindergeld soll auf 
200 Euro erhöht, die Steuer-
klasse V abgeschafft werden.  
Kindererziehungszeiten sollen in 
der kapitalgedeckten Altersvor-
sorge berücksichtigt werden.  
Schrittweise sollen die Elternbei-
träge bei der Kinderbetreuung 
abgeschafft werden. 

 
Die Linke macht sich für einen 
Rechtsanspruch auf gebühren-
freie Kinderbetreuung stark. 
Das Elterngeld soll ausge-
dehnt werden. (auf jeweils 12 
Monaten für Väter und Mütter). 
Weiter strebt die Linke eine 
Erhöhung des Kindergeldes 
an. Das Ehegattensplitting wird 
ebenfalls zur Disposition ge-
stellt. Alle familiären Lebens-
formen sollen gleich behandelt 
werden. 

 
Die IG BCE macht sich für eine 
bessere Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf stark. Dazu gehö-
ren bessere und so bald wie 
möglich auch kostenfreie hoch-
wertige Betreuungsangebote für 
Kinder. Alleinerziehende müs-
sen am Arbeitsmarkt besonders 
gefördert werden. Auch pfle-
gende, berufstätige Angehörige 
brauchen mehr zeitliche Frei-
räume. 

 
Frauen- und  
Gleichstellungspolitik 

 
Die SPD tritt mit der Forderung 
nach verbindliche Regelungen 
zur Steigerung des Frauenan-
teils in Führungspositionen 
(z. B. in Aufsichtsräten) an. 
Die Rahmenbedingungen zur 
Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie sollen verbessert wer-
den. 
Die SPD strebt Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Gewalt gegen 
Frauen an. 
Nach Ansicht der Sozialdemo-
kraten soll Gleichstellung in der 
Politik als Querschnittsaufgabe 
gelten. 

 
CDU und CSU wollen die Ent-
geltgleichheit zwischen Män-
nern und Frauen durch freiwil-
lige Vereinbarungen in der 
Privatwirtschaft erreichen. Die 
Rahmenbedingungen zur Ver-
einbarkeit von Beruf und Fami-
lie sollen verbessert werden.  
Mit freiwilligen Vereinbarungen 
soll die Förderung von Frauen 
in Führungspositionen erreicht 
werden. Der Anspruch auf 
Freistellung bei Erkrankung 
der Kinder soll ausgeweitet 
werden. Frauen sollen besser 
gegen Gewalt geschützt wer-
den.  
 
 

 
Die Grünen streben ein Gleich-
stellungsgesetz für die Privat-
wirtschaft an. Die Frauenquote 
in Aufsichtsräten wollen sie auf 
50 Prozent festschreiben. Mit 
Blick auf Entgeltgleichheit von 
Männern und Frauen soll es ein 
Verbandklagerecht geben. 
Der Schutz gegen Gewalt gegen 
Frauen soll verbessert werden. 
Auch in der Politik soll eine 
Frauenquote die Repräsentanz 
von Frauen verbessern. 

  
Die Linke will die Entgelt-
gleichheit von Frauen und 
Männern per Gesetz zum 
Durchbruch verhelfen. Dazu 
soll auch ein Verbandsklage-
recht eingeführt werden. In so 
genannten typischen Frauen-
berufen soll eine bessere Be-
zahlung die Leistung von 
Frauen anerkennen. Für die 
Privatwirtschaft soll es ein 
Gleichstellungsgesetz geben. 

 
Die Initiative der IG BCE „Frau-
en starten durch“ beschreibt 
offenkundig die zentralen Anfor-
derungen in der Frauen- und 
Gleichstellungspolitik. Gleich-
stellung in Beruf und Karriere, 
höherer Anteil weiblicher Füh-
rungskräfte und Gleichstel-
lungspolitik als Querschnittsauf-
gabe hat die IG BCE so selbst 
formuliert. 
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Integrationspolitik 

 
Deutschland ist für die SPD ein 
Einwanderungsland.  
Integration bedeutet die gleich-
berechtigte Teilhabe am gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen, 
kulturellen und politischen Le-
ben. Dazu will die SPD eine 
bessere Förderung und gleiche 
Chancen vor allem im Bildungs-
system durchsetzen.  
Besondere Förderprogramme 
und Modellprojekte sollen dazu 
beitragen, dass die Position von 
Migrantinnen und Migranten im 
Erwerbsleben besser wird. 

 
Deutschland ist für CDU und 
CSU ein Integrationsland, 
Einwanderung muss gezielt 
auch nach ökonomischen Inte-
ressen gesteuert werden. Er-
folgreiche Integration bedeutet 
für die Union: „Identifikation mit 
unserem Land, gleichberech-
tigte Teilhabe und Verantwor-
tung.“ 

 
Mit dem grünen Neuen Gesell-
schaftsvertrag wollen sie die 
Integration voranbringen und die 
multikulturelle Realität demokra-
tisch gestalten. Für die Grünen 
ist Integration der Prozess zu 
einem Leben in geltendem 
rechtlichem Rahmen, mit sozia-
ler Chancengleichheit und kultu-
reller Selbstbestimmung. Die 
Gesellschaft muss den sozialen 
Aufstieg für ihre EinwanderIn-
nen fördern, die Chancengleich-
heit in allen Lebensbereichen 
ermöglichen, vor allem in der 
Arbeitswelt und Bildung Der 
Arbeitsmarkt ist aus grüner Sicht 
ein Schlüssel zur Integration. 
Vor Ort entscheidet sich der 
Erfolg oder Misserfolg von Integ-
rationspolitik. 

 
Deutschland, das die FDP auch 
als Einwanderungsland sieht, 
hat Nachholbedarf in der Integ-
rationspolitik. Die FDP will die 
individuelle, auch nachholende 
Integration. Jeder Zuwanderer 
ist in erster Linie selbst gefor-
dert, für sich und seine Familie 
Verantwortung zu übernehmen. 
Unverzichtbare Voraussetzun-
gen sind aus Sicht der FDP vor 
allem das Beherrschen der 
deutschen Sprache.  
Der beste Weg zur Integration 
ist aus Sicht der FDP, wirt-
schaftlich auf eigenen Füßen zu 
stehen.  

 
Für die Linkspartei ist Deutsch-
land ebenfalls ein Einwande-
rungsland. Quoten, Kontingen-
te und Punktesysteme sind 
aus Sicht der Linken Instru-
mente einer menschenverach-
tenden, selektiven Einwande-
rungspolitik. Alle Kinder, die 
hier geboren werden und de-
ren Eltern in Deutschland le-
ben, sollen die deutsche 
Staatsangehörigkeit erhalten. 
Die Einbürgerung muss wieder 
erleichtert werden. Doppelte 
Staatsbürgerschaften sollten 
grundsätzlich möglich sein. 

 
Die IG BCE befürwortet eine auf 
Dauer angelegte Zuwande-
rungskommission, die drittelpari-
tätisch besetzt ist. Die Auswahl 
der Einwanderer sollte nach 
einem Punktesystem durchge-
führt werden. Berücksichtigt 
werden sollen Kriterien wie Al-
ter, allgemeine und berufliche 
Qualifikation, Berufserfahrung, 
Sprachkenntnisse und sonstige 
Integrationsfördernde Faktoren. 
Für die Neueinwanderer müs-
sen Angebote der Basisintegra-
tion gemacht werden. Dazu bei-
tragen müssen Staat und Ar-
beitgeber – aber auch die Ein-
wanderer müssen Bereitschaft 
zur Integration zeigen.  

 
Rechtsextremismus 

 
Der Kampf gegen Rechtsextre-
mismus ist für die SPD eine 
gesamtgesellschaftliche und 
gesamtstaatliche Aufgabe. 
Die SPD strebt ein Verbot der 
NPD an.  

 
Die Unionsparteien treten Ext-
remisten aller Art entschlossen 
entgegen.  
Das Konzept von CDU und 
CSU heißt „ wehrhafte Demo-
kratie“. 

 
Der Kampf gegen Rechtsextre-
mismus, Behindertenfeindlich-
keit, Antisemitismus, Rassismus 
und Homophobie ist auch ein 
Kampf für unsere Demokratie, 
meinen die Grünen. 
Rechtsextremistische Strukturen 
sollen transparent gemacht und 
der finanzielle Nährboden ent-
zogen werden. 
Die Grünen stützen das Ziel, die 
NPD verbieten zu lassen, halten 
dies aber nicht für ein Allheilmit-
tel. 

 
Links- und Rechtsextremismus 
stellen gleichermaßen die 
Grundrechte und den Rechts-
staat in Frage.  

 
Die Gründe für das Entstehen 
rechtsextremer Haltungen sind 
aus Sicht der Linken vielfältig: 
Sie entstehen immer wieder 
neu aus Vorurteilen, Entdemo-
kratisierung und Entsolidarisie-
rung und werden begünstigt 
durch die soziale Spaltung in 
der deutschen Gesellschaft 
und Demokratiedefizite. 
Die Linke fordert: rechtsextre-
me Gewalt ächten, staatlich 
verfolgen und konsequent ahn-
den; bürgerschaftliches Enga-
gement gegen rechtsextreme 
Gewalt anerkennen und för-
dern; die Aktivitäten gegen 
Rechtsextremismus, Rassis-
mus und Antisemitismus der 
Bundesministerien und von 
Bund und Ländern durch eine 

 
Der fremdenfeindlichen und 
rassistischen Gewalt ist Einhalt 
zu gebieten. Der Organisations-
prozess neonazistischer, rechts-
radikaler, rechtsextremistischer 
und fremdenfeindlicher Gruppie-
rungen und Cliquen muss un-
terbunden werden. Durch Infor-
mationen, aber auch Verbote 
von Organisationen muss deut-
lich werden, das diese Perso-
nen, Gruppierungen und Partei-
en sich gegen das menschliche 
Zusammenleben und damit au-
ßerhalb der Gesellschaft stellen. 
Die IG BCE hat sich ausdrück-
lich für ein NPD-Verbot ausge-
sprochen. 
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„Beauftragte des Deutschen 
Bundestages für Demokratie 
und Toleranz“ koordinieren. 
Auch die Linke strebt ein Ver-
bot der NPD an. 

 
Wirtschaftspolitik 

 
Die SPD möchte die Soziale 
Marktwirtschaft auf Basis von 
„zehn Grundprinzipien“ neu be-
gründen. Hierzu zählen eine 
„starke und solidarische Gesell-
schaft“, die Mitbestimmung als 
„ein unverzichtbarer stabiler Er-
folgsfaktor“, „eine Kultur der 
Langfristigkeit und Nachhaltig-
keit“, ein handlungsfähiger Staat, 
eine gerechte Vermögensvertei-
lung, „eine strategische und öko-
logische Industriepolitik“ sowie 
„eine Balance zwischen Export-
stärke und Binnenmarkt“.  
Auf europäischer Ebene wollen 
die Sozialdemokraten die wirt-
schafts- und finanzpolitische Ko-
ordinierung verbessern und damit 
einen „qualitativen Schritt hin zu 
einer starken gemeinsamen eu-
ropäischen Wirtschaftspolitik“ 
leisten.  
Insbesondere für KMU fordert die 
SPD eine „neue europäische 
Offensive zur Stärkung der Wett-
bewerbsfähigkeit“. 
In dem das Wahlprogramm er-
gänzenden „Deutschlandplan“ 
strebt die SPD eine Modernisie-
rungspolitik an, die zum Aufbau 
zusätzlicher vier Millionen Stellen 
führen soll. 
 

 
Die Union möchte in den 
nächsten Jahren „nachhaltiges 
Wachstum“ fördern. Die aus 
dem zukünftigen Wirtschafts-
wachstum resultierenden Steu-
ermehreinnahmen sollen „in 
etwa gleichen Teilen für Haus-
haltskonsolidierung, Zukunfts-
investitionen und zur Entlas-
tung der Bürger“ verwendet 
werden. Konkret sollen ver-
schiedene „Zukunftsprojekte“ 
besonders gefördert werden. 
Hierzu zählen Umwelttechno-
logien, Elektroautos und neue 
Werkstoffe. Die erfolgreichen 
Prinzipien der Sozialen Markt-
wirtschaft möchten CDU/CSU 
europaweit und international 
verankern. 

 
Die Grünen fordern eine „soziale 
und ökologische Wirtschaftsord-
nung“, einen „Green New Deal“. 
Nachhaltigkeit soll „zum Kom-
pass der Wirtschaftspolitik wer-
den“. Eine „grüne Industriepoli-
tik“ soll „die gesamte Industrie-
produktion unter Energie- und 
Materialeffizienzgesichtspunk-
ten“ erneuern und zukunftswei-
sende Technologien vorantrei-
ben. Die „Privatisierungseupho-
rie der neunziger Jahre“ ist für 
die Grünen „weit über das Ziel 
hinausgeschossen“. Der Staat 
soll „wieder als Eigentümer wirt-
schaftlicher Strukturen in Er-
scheinung treten“. Darüber hin-
aus fordern die Grünen eine 
erweiterte Aufgabenstellung der 
EZB: Neben der Geldwertstabili-
tät soll sie zukünftig „auch eine 
stabile gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung einschließlich Be-
schäftigung umfassen“. 

 
Wirtschaftspolitik ist für die FDP 
Mittelstandspolitik. Steuern und 
Lohnzusatzkosten sollen für den 
Mittelstand gesenkt und die Ta-
rifpolitik „vor staatlichen Lohndik-
taten geschützt“ (Mindestlöhnen) 
werden. Der Staat soll sich „aus 
der Wirtschaft zurückziehen, in-
dem er statt eines immer dichte-
ren, bürokratischen Regelungs-
netzes einen verständlichen, fle-
xiblen Regelungsrahmen vor-
sieht“.  
Von Tarifverträgen soll zukünftig 
auch ohne Zustimmung der 
Gewerkschaften und Arbeitge-
berverbände abgewichen wer-
den. Schließlich sollen die „Kos-
ten der betrieblichen Mitbestim-
mung begrenzt“, der „komplizier-
te“ Kündigungsschutz „beschäf-
tigungsfreundlicher“ und „das 
Gewerkschaftsprivileg im Auf-
sichtsrat“ abgeschafft werden. 

 
Die Linke strebt eine Wirt-
schaftsordnung an, „die den 
Kapitalismus schrittweise 
überwindet“. Der Kapitalismus 
ist nicht nur „sozial ungerecht 
und ein Motor der Klimakatast-
rophe“, er hat zudem „die Welt 
in die schwerste Finanz- und 
Wirtschaftskrise seit 80 Jahren 
getrieben“. Was genau an die 
Stelle des Kapitalismus treten 
soll, wird nicht verraten. Zu-
nächst sollen Privatisierungen 
von öffentlichem Eigentum 
gestoppt und zum Teil rück-
gängig gemacht werden. Ban-
ken sollen „vergesellschaftet“ 
werden. Ab 2009 soll ein jähr-
liches Investitionsprogramm in 
Höhe von 100 Mrd. Euro für 
Bildung, Klimaschutz, Verkehr, 
Gesundheit und eine Energie-
wende verwendet werden. 
Zusätzlich soll ein „Zukunfts-
fonds“ den Unternehmen 100 
Mrd. Euro für die „sozial-
ökologische Entwicklung in-
dustrieller Arbeitsplätze“ bereit 
stellen. 

 
Eine moderne und zukunftsge-
richtete Wirtschaftspolitik muss 
aus Sicht der IG BCE eine Wirt-
schaftspolitik für die Menschen 
in unserem Lande sein. Von 
zentraler Bedeutung sind die 
Schaffung und Sicherung von 
Arbeitsplätzen sowie der Erhalt 
eines sozialen und wettbe-
werbsfähigen Deutschlands. 
Deshalb muss sowohl auf der 
Angebotsseite die Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen ge-
fördert werden, wie auf der 
Nachfrageseite der private und 
staatliche Konsum. Die Industrie 
und die damit verbundenen 
Dienstleistungen bilden das 
Fundament unserer Wirtschaft. 
Vor allem die exportorientierte 
Industrie muss sich auf dem 
Weltmarkt behaupten. Die Poli-
tik muss deshalb die aktive In-
dustriepolitik auf deutscher und 
europäischer Ebene fortsetzen 
und zielgerichtet ausbauen, um 
so einen Beitrag zur Förderung 
der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit der Industrie zu 
leisten. Darüber hinaus müssen 
auch die Rahmenbedingungen 
für die deutsche und europäi-
sche Wirtschaft zukunftstauglich 
gestaltet werden.  

 
Forschungspolitik 

 
Die SPD strebt die Steigerung 
der gesamtwirtschaftlichen For-
schungs- und Entwicklungsaus-

 
CDU und CSU setzen sich für 
ein verbessertes, rechtssiche-
res Patentsystem in Europa 

 
Auch die Grünen wollen die ge-
samtwirtschaftlichen Ausgaben 
für F+E auf drei Prozent des 

 
Die FDP setzt mit Blick auf den 
Wissenschaftlermangel auf ein 
modernes Zuwanderungs- und 

 
Die Linke will die öffentliche 
Forschungsförderung auf ge-
meinwohlorientierte Ziele aus-

 
Die IG BCE steht für die Steige-
rung der gesamtwirtschaftlichen 
F+E-Ausgaben auf drei Prozent 
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gaben auf drei Prozent des Brut-
toinlandprodukts bis 2015 an. 
Steuergutschriften für For-
schung sollen hierzu einen Bei-
trag leisten: Bestehende For-
men der Projektförderung durch 
eine steuerliche Förderung in 
Form einer Steuergutschrift 
(„Tax credit“) für kleinere und 
mittlere Unternehmen ergänzen. 
Die SPD fordert eine klare Gen-
technik-Kennzeichnung für End-
produkte.  
Gentechnikfreie Regionen sollen 
rechtsverbindlich definiert wer-
den können. 
Die SPD setzt sich für einen 
flächendeckenden Ausbau des 
Breitbandnetzes ein.  
Eine umfassende Erneuerung 
des Stromnetzes soll einen er-
heblichen Innovationsschub 
auslösen. 

ein. Sie streben an, die ge-
samtwirtschaftlichen F+E-
Ausgaben auf drei Prozent des 
BIP anzuheben.  
Sie legen ein Bekenntnis zur 
Bedeutung der Grundlagenfor-
schung und wissenschaftlichen 
Autonomie ab und wollen den 
Pakt für Forschung und Inno-
vation umsetzen. 
Insbesondere die moderne 
Bio- und Gentechnologie soll 
in ein ethisches Gesamtkon-
zept eingebettet werden. Die 
Sicherheitsforschung in um-
strittenen Bereichen wie der 
Grünen Gentechnik soll ver-
stärkt werden.  
Die Kompetenzen in der For-
schungsförderung sollen in 
einem starken Forschungs- 
und Wissenschaftsministerium 
gebündelt werden. 
Flächendeckender Ausbau 
unseres Landes mit Breit-
bandnetzen. 

Bruttoinlandprodukts aufbauen 
helfen. Die Grundlagenfor-
schung muss aus ihrer Sicht die 
wesentliche Säule der öffentli-
chen Forschungsförderung blei-
ben. Von einer steuerlichen For-
schungsförderung sollen KMU-
Betriebe unter bestimmten Vor-
aussetzungen sinnvoll (Voraus-
setzungen werden nicht be-
nannt) profitieren. 
Der Einsatz von Wagniskapital 
soll stärker unterstützt werden, 
um Gründung innovativer Un-
ternehmen zu erleichtern 

Aufenthaltsrecht für ausländi-
sche Fach- und Spitzenforscher. 
Das Patent- und Urheberrecht 
soll forschungsfreundlicher aus-
gestaltet werden. 
Auch die FDP sieht die Marke 
von drei Prozent des BIP für 
F+E als Mindestmaß für eine 
angemessene Innovationsstra-
tegie. Staatliche Forschungsein-
richtungen sollen eigenverant-
wortlich über Kooperation mit 
der Wirtschaft entscheiden kön-
nen. Sehr klar spricht sich die 
FDP für eine wirksame steuerli-
che F+E-Förderung, besonders 
für KMU-Betriebe, aus. 

richten. Teure Prestigeprojek-
te, etwa Rüstungsforschung 
und industriegeführte For-
schung sollen dagegen nicht 
länger von der öffentlichen 
Hand gefördert werden. Ent-
sprechend soll es über die 
Abzugsfähigkeit der F+E-
Ausgaben vom zu ermittelnden 
Gewinn keine weitere Förde-
rung von F+E in der Privatwirt-
schaft geben. Etwas unbe-
stimmt spricht sich die Partei 
für die Entwicklung neuer In-
strumente der Forschungsför-
derung aus. Die ostdeutsche 
Forschungslandschaft soll be-
sonders gestärkt werden. Die 
Arbeitsbedingungen von Wis-
senschaftlern sind aus Sicht 
der Linken verbesserungswür-
dig. 

des BIP bis 2015. Weiter befür-
worten wir eine steuerliche For-
schungsförderung über die ge-
gebenen Möglichkeiten hinaus. 
Die stärkere Unterstützung von 
Wagniskapital, um innovative 
Unternehmen zu unterstützen 
wird seitens der IG BCE befür-
wortet. Die IG BCE steht auch 
für eine Qualitäts- und Leis-
tungsorientierung als Vergabe-
kriterium für staatliche For-
schungsförderungsmittel. Wir 
stehen für die Effizienz der Pa-
tentverwertungsagenturen durch 
fachliche Spezialisierung und 
regionale Bündelung ein. Eine 
nachhaltige Sicherheitsfor-
schung in der Bio- und Gen-
technologie ist ein wesentlicher 
Schlüssel zur Akzeptanzförde-
rung. 

 
Finanzpolitik (Steu-
ern/Ausgaben) 

 
In der Steuerpolitik möchte die 
SPD wirtschaftliche Dynamik 
mit sozialer Gerechtigkeit ver-
binden. Im Bereich der Unter-
nehmensteuer wird ein Steuer-
senkungswettlauf abgelehnt. 
Bei der Einkommensteuer soll 
der Eingangssteuersatz auf 
12 Prozent abgesenkt, der Spit-
zensteuersatz als „Bildungssoli“ 
auf 47 Prozent ab einem zu 
versteuernden Einkommen von 
125.000 Euro (Verheiratete 
250.000 Euro) angehoben, das 
Ehegattensplitting verändert, 
der Kinderfreibetrag um 
200 Euro pro Kind erhöht, eine 

 
Die Unionsparteien wollen 
Steuersätze senken – aber 
nur, wenn es die finanzwirt-
schaftliche Lage erlaubt. Im 
Bereich der Lohn- und Ein-
kommensteuer streben 
CDU/CSU eine „grundlegende 
Tarifreform“ an. Der Mit-
telstandsbauch soll abgeflacht 
(Korrektur des Tarifverlaufs), 
der Eingangssteuersatz ge-
senkt (von 14  auf 12 Prozent) 
und der Höchststeuersatz ver-
schoben (bei gleichem Steuer-
satz soll der Höchststeuersatz 
statt derzeit ab 52.552 Euro 
erst ab 60.000 Euro Jah-

 
Die Grünen wollen „das Steuer-
system vereinfachen, zusätzli-
che Einnahmequellen erschlie-
ßen und durch Streichen unsin-
niger Staatsausgaben und kon-
sequenten Subventionsabbau 
Ausgaben reduzieren“. Konkret 
fordern sie eine zeitlich befriste-
te Vermögensabgabe „mit der 
zweckgebunden die Kosten zur 
Bewältigung der Krise getilgt 
werden sollen“. Der Spitzen-
steuersatz soll auf 45 Prozent 
angehoben aber erst ab einem 
höheren Einkommen als heute 
wirksam werden. Der Grundfrei-
betrag soll von derzeit 8.004 auf 

 
Die FDP möchte „einfache, 
niedrige und gerechte Steuern“.  
Für die Lohn- und Einkommens-
teuer fordert sie einen Stufenta-
rif mit Grundfreibetrag (8.004 
Euro) und drei weiteren Stufen 
von zehn Prozent (bis 28.004 
Euro), 25 Prozent (bis 58.004 
Euro) und 35 Prozent (ab 
58.008 Euro).  
Für Unternehmen will die FDP 
„eine international wettbewerbs-
fähige Besteuerung“ einführen 
und die „Fehler der Unterneh-
mensteuerreform 2008“ beseiti-
gen. So will sie beispielsweise 
die Zinsschranke, die Ein-

 
Die Linke möchte „die Steuern 
auf hohe Einkommen, hohe 
Erbschaften und Konzern-
Gewinne erhöhen“. Eine Bör-
senumsatzsteuer soll einge-
führt, die Vermögensteuer als 
Millionärssteuer wiederbelebt 
(5 Prozent auf alle Privatver-
mögen von mehr als einer Mil-
lion Euro) und eine „höhere 
Erbschaftssteuer realisiert“ 
werden. Konkret sollen der 
Grundfreibetrag auf 9.300 Eu-
ro und der Spitzensteuersatz 
auf 53 Prozent (ab 65.000 Eu-
ro) steigen. Das Ehegatten-
splitting soll abgeschafft wer-

 
Das Steuersystem muss den 
Zielen der Steuergerechtigkeit, 
des staatlichen Finanzbedarfs 
sowie der Wettbewerbsfähigkeit 
von Arbeitsplätzen und Unter-
nehmen gleichermaßen dienen. 
Allgemeine Steuersenkungen 
sind in den nächsten Jahren 
nicht finanzierbar. Das schließt 
einzelne steuerpolitische Re-
formen nicht aus, beispielswei-
se mit dem Ziel einer größeren 
Steuergerechtigkeit oder der 
Verbesserung der internationa-
len Wettbewerbsfähigkeit. Die 
IG BCE unterstützt insbesonde-
re steuerliche Entlastungen im 



Inhaltlicher Vergleich von Themenfeldern aus den Wahlprogram men der Parteien zur Bundestagswahl 2009 und die jeweilige Positi on der IG BCE 
 
 
 
 
 
 
 
Thema 
 

 

 
 

SPD 

 

 
 
 

CDU / CSU 

 

 
 

Bündnis 90/Die Grünen  

 

 
 

FDP 

 

 
 
 
 
 

Die Linke 

 

 
 

IG BCE 
 

 Seite 12 von 14 

Börsenumsatzsteuer erhoben 
und ein Lohnsteuerbonus 
(300 Euro, falls auf die Abgabe 
einer Steuererklärung verzichtet 
wird) einführt werden. 

reseinkommen greifen) wer-
den. Die Unternehmensteuer 
möchten die Unionsparteien 
auf „krisenverschärfende Wir-
kungen“ überprüfen und dabei 
eine „wachstumsfeindliche 
Steuerpolitik“ vermeiden.  

8.500 Euro erhöht werden. 
Daneben soll eine einheitliche 
Werbungskosten- und Be-
triebsausgabenpauschale für 
alle Einkunftsarten von 2.000 
Euro pro Jahr eingeführt und 
das Ehegattensplitting „zur Indi-
vidualbesteuerung weiterentwi-
ckelt“ werden. 

schränkung der Verlustnutzung 
bei Übernahmen und die Rege-
lungen zu Funktionsverlagerun-
gen wieder abschaffen.  
Die Erbschaftsteuer soll zu einer 
echten Ländersteuer gemacht 
werden. Jedes Land soll „selbst 
entscheiden, ob und in welcher 
Höhe sie Erbschaftsteuer“ er-
hebt. 

den. Bei der Unternehmens-
teuer soll die Senkung der 
Körperschaftsteuer von 25 
Prozent auf 15 Prozent zu-
rückgenommen und die Be-
messungsgrundlage verbreitert 
werden. 

unteren und mittleren Einkom-
mensbereich (durch den schritt-
weisen Abbau der „kalten Pro-
gression“ und des „Mit-
telstandsbauchs“) sowie die 
Einführung einer steuerlichen 
Förderung von F+E.  

 
Energie- und  
Klimapolitik 

 
Die SPD will die Klimaziele 
durch die umfassende Moderni-
sierung der Gebäude, Infrastruk-
tur und der Industrie, hier ge-
nannt: Kapitalstock, erreichen. 
Die SPD tritt für die Gründung 
einer deutschen Netz AG inkl. 
einer eventuellen staatlichen 
Beteiligung ein. Die Gesellschaft 
soll ein intelligentes Stromnetz 
aufbauen.  
Über fünf Seiten wird unter der 
Überschrift „Deutschland als 
Pionier für nachhaltige Energie-
politik und Mobilität“ ein relativ 
umfassendes Programm darge-
stellt. Das grundsätzliche Kon-
zept lautet: „Ökologische Indust-
riepolitik“. Damit meint die SPD 
die Einstellung der Industrie auf 
Nachhaltigkeit und nachwach-
sende Rohstoffe. Bis zum Jahr 
2020 sollen die CO2-Emissionen 
um 40 Prozent gegenüber 1990 
reduziert werden. Um die Ener-
gieeffizienz zu fördern und das 
Ziel, bis 2020 die Energiepro-
duktivität gegenüber 1990 zu 
verdoppeln, soll ein Klima-
schutz- / Investitionsgesetz ein-
geführt werden. 
Der Kernenergieausstieg wird 
erneut festgeschrieben.  

 
In ihrem Regierungsprogramm 
setzt sich die CDU in ihren 
zentralen zehn Punkten für 
den „verantwortungsbewuss-
ten Umgang“ mit knappen 
Ressourcen und für die Be-
kämpfung des Klimawandels 
ein. Die Energiestrategie setzt 
dabei auf Energiesicherheit, 
ökologische Verträglichkeit, 
bezahlbare und wettbewerbs-
fähige Energiepreise und Un-
abhängigkeit. 
Ein Zukunftsprojekt für die 
Union ist die Förderung der 
Umwelttechnik als einer der 
Wachstumsmärkte des 
21. Jahrhunderts. Die Förde-
rung soll durch marktwirt-
schaftliche Instrumente und 
gezielte Anreize erfolgen. 
Weiter heißt es im Programm: 
Deutschland braucht eine nati-
onale Energiestrategie. Da-
durch soll die Abhängigkeit 
verringert werden, insbesonde-
re wegen der Risiken bei Öl- 
und Gas produzierenden Staa-
ten. Ein Energiemix wird ge-
fordert, der auch fossile 
Brennstoffe umfasst. Der Aus-
bau der Stromnetze wird als 
notwendig anerkannt. Die 

 
Im Rahmen der ökologischen 
Finanzreform setzen sich die 
Grünen für die Beendigung der 
Kohlesubventionen und der 
Ausnahmeregelungen im Öko-
steuergesetz ein. 
Die CO2-Zertifikate im europäi-
schen Emissionshandel sollen 
grundsätzlich versteigert werden 
und die „Schlupflöcher“ für 
energieintensive Branchen sol-
len abgebaut werden. 
Die Windfallprofite der Energie-
wirtschaft aus der Zuteilung von 
kostenlosen Emissionszertifika-
ten müssten besteuert werden. 
Bis zum Jahr 2040 ist eine 100-
prozentige Versorgung durch 
Erneuerbare Energien der ge-
samten Volkswirtschaft vorge-
sehen. Für die Stromversorgung 
ist dieses Ziel schon auf das 
Jahr 2030 gelegt. 
Bis 2020 müssen alle Gebäude 
mindestens 20 Prozent des 
Wärmebedarfs über Erneuerba-
re Energien erbringen.  
Im Bereich der Stromnetze ist 
eine konzernunabhängige deut-
sche Netzgesellschaft gefordert.  
Der Atomausstiegsbeschluss 
bleibt unverändert. 
Die Grünen setzen sich für eine 

 
Der Umfang mit natürlichen 
Ressourcen soll aus Sicht der 
FDP Technologie „offen und 
ideologiefrei“ gestaltet werden. 
Fortschritte in der Umwelt- und 
Energiepolitik erwartet die FDP 
durch den Einsatz moderner 
Technik. 
Um Bürger zu entlasten wird die 
Senkung der Mehrwertsteuer 
von 19 auf 7 Prozent oder alter-
nativ die Verminderung der Öko-
steuer gefordert. Die Senkung 
der Stromsteuer soll durch Ein-
nahmen aus dem CO2-Handel 
finanziert werden. 
Der Ausbau des europäischen 
Stromwettbewerbes durch die 
Erhöhung der Importkapazitäten 
wird eingefordert. Die derzeitig 
hohe Konzentration auf dem 
deutschen Energiemarkt auf die 
großen Vier soll aufgebrochen 
werden, unter Umständen durch 
Einsatz des Kartellamtes. 
Im Bereich der Netze wird auf 
strikte Kontrolle der Netzbetrei-
ber abgehoben. Beim Ausbau 
der Netze und moderner neuer 
Kraftwerke soll der Genehmi-
gungsstau aufgelöst werden. 
Hinsichtlich der CO2-Politik gilt 
die Leitlinie eines globalen Koh-

 
Die Energiekonzerne sollen in 
öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle über-
führt werden. Ferner ist der 
vollständige Umbau der Ener-
gieversorgung hin zu regene-
rativer Vollversorgung festge-
schrieben. Bis zum Jahr 2050 
sollen 90 Prozent der Treib-
hausgase in Deutschland re-
duziert werden. Für das Jahr 
2020 ist eine Rückführung um 
50 Prozent gegenüber Basis 
1990 festgehalten. Ebenfalls 
bis 2020 sollen mindestens 50 
Prozent des Stromverbrauchs 
durch Erneuerbare Energien 
und mindestens 25 Prozent im 
Wärme-/Kältemarkt dargestellt 
werden. Bezüglich Kernener-
gie und Kohleverstromung wird 
mittelfristig ein konsequenter 
Ausstieg festgeschrieben. 
Neue Kohlekraftwerke und die 
CCS-Technologie werden ab-
gelehnt. Die Kernenergie soll 
unverzüglich beendet werden. 
Für die Standorte Gorleben 
(hochaktive Abfälle) und Kon-
rad (nicht Wärme entwickelnde 
Abfälle) wird die Aufgabe der 
Standorte gefordert. 

 
Die IG BCE will, dass Deutsch-
land ein wettbewerbsfähiger und 
umweltfreundlicher Industrie-
standort bleibt. Deshalb tritt sie 
ein für Nachhaltigkeit, also für 
ein Gleichgewicht zwischen öko-
nomischer, ökologischer und 
sozialer Entwicklung. Eine si-
chere und wirtschaftliche Ener-
gieversorgung ist ein Grundpfei-
ler für Stabilität und Wachstum 
der Industrie. Der Strompreis 
droht für die energieintensive 
Industrie zum entscheidenden 
Kriterium zur Verlagerung der 
Produktion in andere Länder zu 
werden. Entscheidend für den 
Erhalt des Industriestandorts 
wird eine rasche Ausweitung 
des Stromangebots durch Zu-
bau von Erzeugungs- und Lei-
tungskapazität sein. Ein breiter 
Energiemix hat sich bewährt. 
Um auch in Zukunft eine sichere 
und wirtschaftliche Stromver-
sorgung gewährleisten zu kön-
nen brauchen Deutschland und 
Europa alle Energieträger, die 
sie heute nutzen..  
Die erneuerbaren Energien 
müssen weiter ausgebaut wer-
den. Dabei müssen sowohl ihr 
Potenzial als auch ihre Kosten 
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Die Endlagerung soll unter dem 
Primat des best möglichen 
Standortes vorangetrieben wer-
den. Die SPD stellt fest, dass 
auf fossile Energieträger in der 
Energieerzeugung auf absehba-
re Zeit nicht zu verzichten ist. 
Die CCS-Technologie soll weiter 
entwickelt werden. Dem Emissi-
onshandel wird eine zentrale 
Funktion zugeordnet. 
Steinkohle: Der Auslauf des 
Steinkohlenbergbaus soll durch 
das Vorziehen der Revisions-
klauseln vor 2012 verhindert 
werden. 

Rahmenbedingungen für die 
Modernisierung des Kraft-
werksparks soll verbessert 
werden. Die Akzeptanz bei 
Neubauvorhaben im Kraft-
werkspark soll verbessert wer-
den.  
Bei den Erneuerbaren Ener-
gien zielt die Union auf eine 
höhere Wirtschaftlichkeit und 
Grundlastfähigkeit ab.  
Die Kernenergie ist für die 
Union vorerst unverzichtbar. 
Ein Neubau von Kernkraftwer-
ken wird aber abgelehnt. 
Das Gorlebenmoratorium soll 
sofort aufgehoben werden. 

gesetzliche Vorschrift betreffend 
eines Mindestwirkungsgrades 
für neue Kraftwerke ein, der für 
eine Übergangszeit dann aus-
schließlich Gaskraftwerke er-
möglichen würde.  
Im Bereich der projektbezoge-
nen Maßnahmen des Kyoto-
Protokolls werden keine unbe-
grenzten CDM-JI-Senkungs-
beiträge zugelassen. 
Für 2020 ist ein KWK-Anteil an 
der Stromerzeugung in Höhe 
von 30 Prozent mit Hilfe eines 
Quotenmodells vorgesehen. 
Unter der Überschrift „Klima-
schutz und globale Gerechtig-
keit“ setzen sich die Grünen 
dafür ein, dass bis zum 2050 die 
Industriestaaten ihren Ausstoß 
an Treibhausgasen um 80 Pro-
zent reduzieren. 

lenstoffmarktes. Zielstellung ist 
es, dort CO2-Emissionen zu 
senken, wo dies am günstigsten 
geschehen kann. Auktionierung 
ist für die FDP das richtige In-
strument zur Verteilung der 
CO2-Rechte. Für energieintensi-
ve Branchen im internationalen 
Wettbewerb soll es Ausnahmen 
geben. 
Der Energiemix soll insbesonde-
re durch den Ausbau von Er-
neuerbaren Energien und Ener-
giespeichern verbreitert werden. 
Alternativen zu fossilen Energie-
trägern sollen gesucht werden. 
Die FDP setzt sich für die CCS-
Förderung ein. Kohleverstro-
mung ist auf absehbare Zeit 
notwendig. 
Der Kernenergieausstieg ist aus 
Sicht der FDP falsch. Kernener-
gie werde als Übergangstechno-
logie gebraucht.  

realistisch betrachtet werden.  
Erneuerbare Energieträger leis-
ten einen zunehmenden Beitrag 
zur Energieversorgung, weltweit 
und in Deutschland. Auf abseh-
bare Zeit bleiben Kohle und 
Kernenergie die wichtigsten 
Säulen der Versorgungssicher-
heit. Die IG BCE steht zum Aus-
stiegsbeschluss der Bundesre-
gierung von 2002. Ein vorzeiti-
ger Ausstieg aus der Kernener-
gie und der unzureichende 
Neubau von Kohlekraftwerken 
stellen die Erzeugung wettbe-
werbsfähiger Grundlastenergie 
für die Industrie in Frage. Die 
IG BCE hält es für sinnvoll, statt 
einer einfachen Addition von 
Jahren die Restlaufzeit der 
Kernkraftwerke vom Sicher-
heitsnachweis der Anlagen ab-
hängig zu machen. Zudem be-
darf es der Weiterführung der 
Energieforschung im Bereich 
der Kernenergiesicherheitstech-
nik. Auch am Energieträger 
Kohle führt kein Weg vorbei. 
Stein- und Braunkohle decken 
die Hälfte der deutschen Strom-
versorgung. Die Kohlereviere 
brauchen stabile und verlässli-
che Rahmenbedingungen. Die 
IG BCE tritt für den Sockelberg-
bau ein. Der Emissionshandel 
darf die Wirtschaftlichkeit der 
Braun- und muss so ausgestal-
tet werden, dass Fehlanreize 
vermieden werden. Emissions-
handelsbedingt gestiegene 
Stromkosten müssen für strom-
intensive Unternehmen unbüro-
kratisch kompensiert werden. 
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Europapolitik 

 
In der Europapolitik setzt die 
SPD deutliche Akzente: Die 
Verbesserung der wirtschafts- 
und finanzpolitischen Koordinie-
rung, mehr Rechte für Betriebs-
räte und die Stärkung der Mit-
bestimmung. 
Sie tritt für eine soziale Fort-
schrittsklausel und die europa-
rechtliche Klärung von tarif- und 
sozialrechtlichen Fragen ein. 
Die SPD steht für eine Verwirkli-
chung des Vertrages von Lissa-
bon und damit auch für die 
Grundrechtecharta. 

 
Die CDU bleibt an wesentli-
chen Stellen unklar. Sie be-
kennt sich zwar zur Sozialen 
Marktwirtschaft, aber Hinweise 
auf eine vom EGB geforderten 
sozialen Fortschrittsklausel 
fehlen. Auch findet sich im 
Programm keinerlei Bezug auf 
Mitbestimmung, Betriebsräte 
oder andere z. B. tarifrechtli-
che Fragen. 
Schwerpunkte werden eher 
auf Wettbewerb und Verbrau-
cherschutz gelegt. Entbürokra-
tisierung und eine gemeinsa-
me Energiepolitik sind weitere 
Ziele der Union.  

 
Im Wahlprogramm befinden sich 
keine Aussagen über z. B. die 
Frage eines sozialen Europas, 
geschweige denn zu Fragen wie 
Mitbestimmung oder Betriebsrä-
te. 
Unter der Überschrift „Eine Welt. 
Eine Vision.“ werden hauptsäch-
lich umweltpolitische Ziele be-
nannt. Das Thema Globalisie-
rung nimmt zwar einen großen 
Raum ein, bezieht sich aber 
nicht auf für die Arbeitswelt rele-
vante Bereiche. 
Auch der Bezug auf den Vertrag 
von Lissabon beinhaltet keine 
Aussagen zur z. B. sozialen 
Fortschrittsklause,l die die Ge-
werkschaften in Bezug auf den 
Vertrag gefordert haben. 

 
Keine relevanten Aussagen zu 
Fragen wie „ein soziales Euro-
pa, Betriebsräte oder Mitbe-
stimmung“. Hinweis auf wirksa-
me Durchsetzung der Grund-
rechtecharta. 

 
Die Linke plädiert für die Auf-
nahme von Wachstums- und 
Beschäftigungszielen in die 
Statuten der EZB. 
Die soziale Fortschrittsklausel 
soll gleiche Löhne für gleiche 
Arbeit am gleichen Ort sichern. 
Eine künftige EU-Verfassung 
soll unter Einfluss der Bürge-
rinnen und Bürger zustande 
kommen.  
Die Europäische Verteidi-
gungsagentur soll durch eine 
Abrüstungsagentur ersetzt 
werden. 

 
Die Grundrechtecharta muss ein 
ganz wesentliches Element des 
europäischen Verfassungsver-
trags bleiben. Hier geht es ne-
ben den Bürgerrechten wie Re-
de-, Meinungs- oder 
Versammlungsfreiheit auch um 
den Verbraucherschutz, den 
Datenschutz oder soziale Rech-
te. Bei unserer Forderung nach 
einer sozialen Fortschrittsklau-
sel für den sozialen Fortschritt, 
geht es in erster Linie darum, 
dass soziale Schutz- und Ar-
beitnehmerrechte den gleichen 
Stellenwert haben wie die 
Dienstleistungsfreiheit und der 
Binnenmarkt. In einer Serie von 
Entscheidungen hatte sich der 
Europäische Gerichtshof 
(EuGH) außerdem mit dem Ver-
hältnis der Grundfreiheiten im 
Binnenmarkt zum Arbeitneh-
merschutz und den sozialen 
Grundrechten befasst. Der 
EuGH stellte dabei den Bin-
nenmarkt über elementare 
Grundrechte wie das Streikrecht 
und die Tarifautonomie. Aus 
Sicht der IG BCE ist das nicht 
akzeptabel. Wir fordern den 
generellen Vorrang der sozialen 
Grundrechte vor den Binnen-
marktfreiheiten. Rechte von Be-
triebsräten und ihren Gewerk-
schaften, aber auch Fragen der 
Mitbestimmung und der Tarifau-
tonomie müssen durch Aufnah-
me ins europäische Primärrecht 
gestärkt werden. 

 


